
Gesetzeskraft haben, wurde die Maschinentechnik der 
Maschinen-Traktoren-Stationen, diese entscheidende 
Kraft bei der Entwicklung der kollektivwirtschaftlichen 
Produktion, nicht genügend ausgenutzt. Dies wurde 
'besonders deutlich in der Verordnung des Ministerrats 
der UdSSR und des Zentralkomitees der KPdSU „Über 
Maßnahmen zur weiteren Verbesserung der Arbeit der 
Maschinen-Traktoren-Stationen“ unterstrichen, in der 
die strenge Einhaltung der zwischen den Maschinen- 
Traktoren-Stationen und den Kollektivwirtschaften ab­
geschlossenen Verträge angeordnet wurde.

In der Verordnung des Septemberplenums des Zen­
tralkomitees der KPdSU und den zu ihrer Ergänzung 
erlassenen Verordnungen des Ministerats der UdSSR 
und des ZK der KPdSU wurden konkrete Maßnahmen 
beschlossen, um das Prinzip der richtigen Übereinstim­
mung der gesellschaftlichen und der persönlichen Inter­
essen in den Kollektivwirtschaften zu verwirklichen 
und um Möglichkeiten für die Entwicklung der persön­
lichen Wirtschaft der Kollektivbauern in den von der 
Satzung zugelassenen Grenzen zu gewähren.

Eine große Bedeutung auf dem Gebiet der Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit in den Kollektiv­
wirtschaften hat das neue Gesetz über die Land­
wirtschaftssteuer, das auf der fünften Tagung des Ober­
sten Sowjets der UdSSR angenommen worden ist.

Die konsequente Durchführung des Prinzips der so­
zialistischen Gesetzlichkeit wird unzweifelhaft die wei­
tere Festigung des Bündnisses der Arbeiterklasse und 
der Kollektivbauernschaft — dieses höchsten Prinzips 
der Diktatur der Arbeiterklasse — fördern.

Die strenge und genaue Einhaltung der Erfordernisse 
der sozialistischen Gesetzlichkeit ist auch für die Rege­
lung der arbeitsrechtlichen Verhältnisse von entschei­
dender Bedeutung.

Die sowjetische Arbeitsgesetzgebung enthält ausführ­
liche Bestimmungen über die Einteilung und die Dauer 
des Arbeitstages, deren genaue Erfüllung völlig den 
Interessen des Staates entspricht und die eine wich­
tige Garantie der verfassungsmäßigen Rechte der Werk­
tätigen auf Erholung sind.

Der Kampf gegen die Verletzung der Arbeitsgesetze, 
das- Gesetz über die Ordnung des Arbeitstages in den 
Ministerien, leitenden Verwaltungen und den anderen 
Sowjetinstitutionen festigt die sozialistische Gesetzlich­
keit auf dem Gebiet der Arbeitsverhältnisse.

Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit bei der 
Entscheidung von Fragen, die mit der Einstellung und 
Entlassung von Arbeitskräften verbunden sind, und 
unversöhnlicher Kampf gegen die Entstellungen des 
Parteiprinzips bei der Auswahl der Kader entsprechend 
ihren politischen und sachlichen Qualitäten — dies ist 
eine der wichtigsten Aufgaben auf dem Gebiet der Re­
gelung der Arbeitsverhältnisse.

Oer sichere Schutz der Rechte der Bürger auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts hilft unseren Kadern, ener­
gisch die Beseitigung der Mängel in Angriff zu nehmen, 
gegen die Unterdrückung der Kritik zu kämpfen und 
die schlechte, die Interessen des Staates schädigende 
Behandlung von Angelegenheiten aufzudecken.

Der Schutz der Rechte der Bürger auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts ist nicht zu trennen von dem Kampf 
gegen die Verletzer der Arbeitsdisziplin, gegen Schäd­
linge, Bummelanten und die übrigen Desorganisatoren 
der Produktion. Die strenge Anwendung derjenigen 
Normen der Arbeitsgesetzgebung, die die Aufgabe 
haben, die Arbeitsdisziplin zu festigen und die Inter­
essen der sozialistischen Produktion gegen ungesetzliche 
Ansprüche gewissenloser Arbeiter zu schützen, ist eine 
der wichtigen Aufgaben auf dem Gebiet der Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit in den Arbeitsver­
hältnissen.

Im sozialistischen Staat wurde gerade deshalb, weil 
er erstmalig in der Geschichte der Menschheit ein 
wahrhaft demokratischer Staat ist, die scharfe Waffe 
des strafrechtlichen Zwanges als Hilfsmittel für die 
Lösung der Aufgaben angewandt, die dem von der 
Kommunistischen Partei geführten Sowjetvolk gestellt 
sind. Im Kampf gegen die Verbrechen nehmen im so­
zialistischen Staat den wichtigsten Platz Maßnahmen 
wirtschaftlich-organisatorischen und kulturell-erziehe­
rischen Charakters ein, die bekanntlich ihre vollstän­
dige Entwicklung in der zweiten Hauptphase des sozia­

listischen Staates erfahren haben. Im Erlaß des Prä­
sidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 27. März 
1953 „Über die Amnestie“ wird das bedeutende Absin­
ken der Kriminalität im Lande durch die Festigung der 
gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung, durch das 
Steigen des Wohlstandes und des kulturellen Niveaus 
der Bevölkerung, durch das Wachsen des Bewußtseins 
der Bürger, ihr ehrliches Verhalten zur Erfüllung ihrer 
gesellschaftlichen Pflicht erklärt-

Das bedeutende Absinken der Kriminalität, die Festi­
gung der Gesetzlichkeit und der sozialistischen Rechts­
ordnung machen die Revision der Strafgesetzgebung 
der UdSSR und der Unionsrepubliken unter dem Ge­
sichtspunkt des Ersatzes der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit für einige Amts-, Wirtschafts-, Sittlich- 
keits- und einige andere weniger gefährliche Verbre­
chen durch Verwaltungs- und Disziplinarmaßnahmen 
und ebenso auch die Milderung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit für einzelne Verbrechen notwendig. Der 
Erlaß vom 27. März 1953 bewies die Unrichtigkeit der 
Ansicht einiger sowjetischer Strafrechtler, die annah- 
men, daß die Festigung des Sowjetstaates von einer 
Verschärfung des staatlichen Zwanges, insbesondere 
von einer Verstärkung und Erweiterung der strafrecht­
lichen Repressionen „an der ganzen Front“, begleitet 
werden wird. Das Studium der Nachkriegs-Strafgesetz- 
gebung zeigt, daß eine Verschärfung der strafrechtlichen 
Maßnahmen nur in bezug auf einige Arten von Ver­
brechen stattfindet, die unter den Bedingungen der jet­
zigen Periode eine gesellschaftliche Gefahr darstellen 
(Entwendung von staatlichem oder gesellschaftlichem 
Eigentum, Angriffe auf das persönliche Eigentum, Ver­
letzung des Staatsgeheimnisses).

Die Herausgabe des Erlasses vom 27. März 1953 be­
deutet nicht eine Abschwächung des Kampfes gegen die 
Verbrechen, die eine große Gefahr für den Staat dar­
stellen, wie z. B. Angriffe auf die innere und äußere 
Sicherheit des Staates von seiten seiner Feinde und in 
erster Linie durch Spionageagenturen der imperialisti­
schen Staaten, Angriffe auf die grundlegenden politi­
schen, ökonomischen und nationalen Errungenschaften 
der sozialistischen Revolution, auf das sozialistische 
Eigentum, auf die Persönlichkeit und das persönliche 
Eigentum der Sowjetbürger. Ganz im Gegenteil, das 
sowjetische Gericht und die Staatsanwaltschaft müssen 
einen energischen Kampf gegen diese Verbrechen füh­
ren und dadurch den Schutz der Grundlagen der sozia­
listischen Gesellschaft gewährleisten, die „die einzig 
dauerhafte Garantie des Schutzes der Interessen der 
Persönlichkeit“ darstellt.

Durch den Kampf um die Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der Rechtspre­
chung wird einerseits die Stärkung der Verteidigung 
der gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung der 
UdSSR, des sozialistischen Wirtschaftssystems und des 
sozialistischen Eigentums, der politischen und der ande­
ren, persönlichen und materiellen Rechte und Interessen 
der Sowjetbürger gegen verbrecherische Angriffe durch 
Mittel des Strafrechts gewährleistet, andererseits die 
genaue und unbedingte Verwirklichung der sowje­
tischen Gesetze durch alle Institutionen und Staats­
funktionäre der UdSSR gesichert, denn die sowjetische 
sozialistische Gesetzlichkeit läßt keinerlei Äußerungen 
einer Willkür und Gesetzlosigkeit durch Funktionäre 
des sowjetischen Staatsapparates zu. Durch seine ganze 
Tätigkeit erzieht das Gericht die Bürger der UdSSR im 
Geiste der Treue zur Heimat und zur Sache des Sozia­
lismus, im Geiste einer genauen und unbedingten Ein­
haltung der Sowjetgesetze, eines sorgsamen Verhal­
tens zum sozialistischen Eigentum, im Geiste der Ar­
beitsdisziplin, eines ehrlichen Verhaltens zu staatlichen 
und gesellschaftlichen Pflichten, im Geiste der Achtung 
der Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens.

Indem sie die Rechte und Interessen der Sowjetmen­
schen schützt, legt die sowjetische Strafgesetzgebung 
eine strenge strafrechtliche Verantwortlichkeit für Tot­
schlag, Körperverletzungen usw. fest. Die sowjetische 
Gesetzgebung legt eine strafrechtliche Verantwortlich­
keit für Mißbrauch der Amtsgewalt oder der dienst­
lichen Stellung, insbesondere wenn die Folge dieses 
Mißbrauchs eine Verletzung der vom Gesetz geschütz­
ten Rechte und Interessen der Bürger war, für die 
Überschreitung der Amtsgewalt oder der dienstlichen 
Befugnisse, für ein nachlässiges Verhalten zum Dienst,
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